
Jägerdivision in Griechenland unterstellt wurde, einen 
natürlichen guten Konnex mit der griechischen Be­
völkerung, obwohl der Umgang mit dieser seitens der 
deutschen Wehrmacht verboten war. Dem dringenden 
Mangel an Bedarfsgütern, unter dem die griechische 
Bevölkerung während der Besatzungszeit so ungeheuer 
litt, abzuhelfen, ließ sich der Antragsteller angelegen 
sein, indem er ihnen, wie im vorliegenden Falle, durch 
Liefern von Autoreifen dringend benötigtes Schuh­
sohlenwerk zukommen lassen wollte. Der Antrag­
steller gibt zu, von den Einwohnern ab und zu die 
dort in Hülle und Fülle vorhandenen Apfelsinen und 
ähnlichen Früchte empfangen zu haben. Diese Gaben 
können aber nicht als etwaiges Äquivalent für die 
Autoreifen angesehen werden, da er die Früchte auch 
ohne Gegenleistung jederzeit erhalten haben würde und 
erhielt.

Die Strafkammer hat nach dem Ergebnis der Be­
weisaufnahme, insbesondere auf Grund der sehr ruhig 
vorgetragenen und anschaulichen Schilderung des 
Zeugen S., der den Antragsteller von Griechenland her 
kannte und seinerzeit die erste Vernehmung gegen den 
Antragsteller protokollieren mußte, die Überzeugung 
gewonnen, daß die Verurteilung durch das Divisions­
gericht wegen militärischen Diebstahls — als krimi­
nelles Delikt — formell zwar richtig war, der Ange­
klagte die Tat aber unter dem politischen Aspekt der 
Mißachtung nazistischen Heeresgutes, welches er über­
dies als von deutscher Wehrmacht erbeutetes Gut der 
gegen den Faschismus revolutionierenden Badoglio- 
Truppen erkannte, begangen hat. Das Gericht steht auf 
dem Standpunkt, daß die Durchführung der an sich 
politisch begrüßenswerten Tat, die, wenn auch nicht 
von großer Bedeutung, doch auch dazu beitrug, die 
Gegnerschaft gegen den verbrecherischen Nazismus zu 
stärken, nur durch eine gegen das allgemeine Straf­
gesetz verstoßende Handlung, nämlich der Entwendung 
von Eigentum der deutschen Wehrmacht möglich war. 
Ihre Folge konnte demgemäß nach erfolgtem Strafver­
fahren nur ein Strafausspruch wegen eines kriminellen 
Deliktes sein. Nach demokratischer Rechtsauffassung 
war, wie oben dargelegt, das politische Motiv die Ur­
sache zur kriminellen Handlung. Es widerspräche also 
demokratischen Rechtsprinzipien, wollte man dem An­
tragsteller durch Aufrechterhaltung des ihn im Straf­
register kriminell kennzeichnenden Urteils des Nazi­
gerichts auf seinem ferneren Lebenswege Schwierig­
keiten bereiten, wobei es dahingestellt bleiben mag, 
ob das Urteil des Divisionsgerichts in seinem Strafmaß 
infolge der politischen Vorstrafen des H. wegen der 
Vorbereitung eines hochverräterischen Unternehmens 
politisch beeinflußt war.

■§ 2 a StGB (Thür. Fassung: § 2 Abs. 2) — § 1 a Abs. 1 
Ziffer 1 KWVO — § 1 Abs. 1 Ziffern 2 und 3, Abs. 2 
und § 2 Abs. ‘1 Ziffer 1 WStVO.

Unter dem milderen Gesetz im Sinne des § 2 Abs. 2 
StGB ist das Gesetz zu verstehen, nach dem sich die 
Lage des Täters bei der besonderen Beschaffenheit der 
abzuurteilenden Tat am günstigsten gestaltet.

OLG Gera, Urteil vom 18. Juni 1949 — 3 Ss 218/49.
Aus den Gründen:
Nach den Feststellungen des angefochtenen Urteils 

hat der Angeklagte als verantwortlicher Inhaber eines 
Geschäftes mit technischen Gebrauchsartikeln sowie 
einer Reparaturwerkstätte für landwirtschaftliche Ma­
schinen und Geräte in der Zeit von 1945 bis zum 
21. April 1947 ein umfangreiches Lager von derartigen 
lebenswichtigen Bedarfsgütern, die teilweise melde­
pflichtig waren, gehortet, sowie in einem nachgewiese­
nen Fall für die Lieferung einer Pflugschar ein Stück 
Butter und ein Brot gefordert und angenommen.

Das Landgericht hat den Angeklagten auf Grund 
dieses Sachverhaltes wegen Vergehens nach § 1 Abs. 1 
Ziffer 2, 3, § 2 Abs. 1 Ziffer 1 WStVO, § 73 StGB zu 
2 Jahren Gefängnis, 10 000 DM Geldstrafe, hilfsweise 
für je 30 DM einen Tag weiteres Gefängnis und zu 
5 Jahren Berufsverbot verurteilt.

In materieller Hinsicht rügt die Revision zunächst 
unzutreffend, daß das Landgericht nach den Bestim­
mungen 'des § 2 Abs. 2 StGB nicht die WStVO, sondern 
die KWVO als das mildere Gesetz hätte anwenden 
müssen. Nach der ständigen Rechtsprechung des Reichs­
gerichts, der sich der Senat anschließt, ist unter dem

milderen Gesetz im Sinne des § 2 Abs. 2 StGB das­
jenige zu verstehen, nach dem sich die Lage des Täters 
bei der besonderen Beschaffenheit der abzuurteilenden 
Tat am günstigsten gestaltet, das also die Festsetzung 
der mildesten Strafe gestattet. Sind also Strafgesetze 
zu vergleichen, die mehrere Tatbestände und mehrere 
Strafandrohungen enthalten, so müssen die auf den 
konkreten Fall zutreffenden abstrakten Tatbestände 
und Strafrahmen ermittelt und dann unter Berück­
sichtigung aller in Betracht kommenden allgemeinen 
und besonderen Vorschriften des Strafrechts mitein­
ander verglichen werden. Im vorliegenden Fall sind 
daher § 1 Abs. 1 und 3 (unter Wegfall der Todesstrafe) 
und § 1 a Abs. 1 Ziffer 1 KWVO einerseits und § 1 
Abs. -1 Ziffer 2 und 3, Abs. 2 und § 2 Abs. 1 Ziffer 1 
WStVO andererseits zu vergleichen. Das für die ge­
richtliche Aburteilung von Wirtschaftsstraftaten nach 
§ 21 WStVO erforderliche Strafverlangen wurde von 
dem zuständigen Wirtschaftsamt zwar nicht formell ge­
stellt, es ist aber als stillschweigend gestellt anzusehen, 
da mehrere Vertreter des Wirtschaftsamtes als Sach­
verständige an der Hauptverhandlung teilgenommen 
haben. Aus dem Vergleich der in Frage stehenden Ge­
setze folgt, daß die Bestimmungen der WStVO als das 
mildere Gesetz anzuwenden sind, da sie auch die Ver­
hängung einer Geldstrafe vorsehen, wie auch das Land­
gericht zutreffend festgestellt hat.

Da die Verletzung materiellen Rechts gerügt wird, 
ist die gesamte Rechtsanwendung zu überprüfen. Da 
die Aufdeckung der Warenhortung am 21.4.1947 er­
folgt ist, hätte das Landgericht auf den vorliegenden 
Sachverhalt das KG 50 Art. I anwenden müssen. Die 
Tat des Angeklagten greift als Dauerdelikt über 
den 7. April 1947 als Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des KG 50 hinaus. Der Senat hat wiederholt ent­
schieden, daß die gehorteten Waren bis zu ihrer Rück­
führung in den ordnungsmäßigen Wirtschaftsgang als 
beiseite geschafft anzusehen sind. Das hat das Land­
gericht verkannt. Die Straftat des Angeklagten wäre 
also nach KG 50 Art. I, § 1 Abs. 1 Ziffer 2 und 3, Abs. 2, 
§ 2 Abs. 1 Ziffer 1 WStVO, §§ 2 Abs. 2, 73 StGB zu be­
strafen gewesen. Diesen Fehler kann jedoch der Senat 
selbst beheben, da sich das Verbot der reformatio in 
pejus nur auf die erkannte Strafe, nicht aber auf die 
Schuldfrage erstreckt, und da die ausgeworfene Strafe 
innerhalb des Strafrahmens des KG 50 als dem 
schwersten Gesetz liegt.

Der Senat hat aber von der Abänderung des Urteils­
tenors abgesehen, da die ausgeworfene Strafe dem Un­
rechtsgehalt der Tat entspricht und daher die Abände­
rung des Urteilstenors im Endergebnis keinerlei prak­
tische Wirkung zeitigen würde.

§§ 16, 78 GVG — Art. 41 der Verfassung des Landes 
Brandenburg.

Die auswärtige Strafkammer eines Landgerichts ist 
in Bezug auf die örtliche Zuständigkeit gegenüber der 
Strafkammer des Landgerichts kein selbständiges Ge­
richt.

OLG Potsdam, Urteil v. 19.4.1949 — Ss. 35/49.

Aus den G r ü n d e n :
Der wesentlichste Revisionsangriff richtet sich da­

gegen, daß das angefochtene Urteil von der Großen 
Strafkammer des Landgerichts Potsdam in Potsdam 
gefällt sei, während es von der detachierten Straf­
kammer desselben Landgerichts in B. hätte ge­
fällt werden müssen. Es seien also § 21 GVG und 
Art. 41 der Verfassung verletzt; § 21 ist offenbarer 
Schreibfehler für § 16 oder 78 GVG.

Die Rüge ist nicht berechtigt, sie kann die Aufhebung 
des Urteils und die Verweisung der Sache an die 
andere Strafkammer des Landgerichts Potsdam in 
B. nicht veranlassen.

Das Landgericht Potsdam ist gemäß § 7 StPO Ge­
richtsstand für die von den Angeklagten verübten 
Straftaten. Sie sind im Bezirk des Landgerichts Pots­
dam, in dem H. liegt, begangen worden. Gemäß 
§ 78 GVG ist als eine Strafkammer des Landgerichts 
Potsdam beim Amtsgericht in B. eine Straf­
kammer gebildet worden, der für einen gewissen Be­
zirk, zu dem auch H. gehört, „die gesamte Tätig­
keit der Strafkammer des Landgerichts“ zugewiesen 
worden ist. Die Strafkammer in B. ist grund-
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